
An Sachgebiete:  30  
 

Beglaubigter Auszug aus der Niederschrift 

über die öffentliche Sitzung 

des Gemeinderates der Gemeinde Waidhofen 

am Dienstag, den 31.01.2023 (Pfarrheim Waidhofen) 

 
Alle Mitglieder wurden ordnungsgemäß geladen. Der Gemeinderat (Waidhofen) war beschlussfähig. 

 

Gegenstand der Beratung/Beschluss 

 

TOP 3 Bebauungsplan SO "Feuerwehrhaus und Fläche für 

Gemeinbedarf" - Abwägung der im Rahmen der 

Öffentlichen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen (§ 3 

Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB) und Fassung des 

Satzungsbeschlusses 
 
In der Gemeinderatssitzung am 01.02.2022 wurde die Aufstellung des Bebauungsplanes 

„Feuerwehrhaus und Fläche für Gemeinbedarf“ beschlossen.  

 

Der Flächennutzungsplan wurde bereits vorab in einem eigenen Verfahren entsprechend als 

Sondergebiet dargestellt und geändert.  

 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) fand vom 27.06.2022 bis 

einschließlich den 27.07.2022 statt (Bekanntmachung vom 23.06.2022; Aushang am 

27.06.2022). 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 

27.06.2022 von der frühzeitigen Beteiligung benachrichtigt und bis zum 27.07.2022 um 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 1 BauGB gebeten. 

 

In der Gemeinderatssitzung am 08.09.2022, wurden die im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen abgewägt und die Öffentliche Auslegung 

beschlossen. 

 

Der Bebauungsplan in der Fassung vom 18.11.2022 mit Begründung und Umweltbericht, lag 

in der Zeit vom 09.12.2022 bis einschließlich den 11.01.2023 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

öffentlich aus (Bekanntmachung vom 01.12.2022; Aushang am 01.12.2022). 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 

07.12.2022 von der öffentlichen Auslegung benachrichtigt und bis zum 11.01.2023 um 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB gebeten. 

 

 A)  Behandlung der Stellungnahmen der Behörden, Träger öffentlicher Belange und     

       der Öffentlichkeit 

 

I.   Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

 

Es wurden insgesamt 24 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange (benachbarte 

Gemeinden) von der öffentlichen Auslegung benachrichtigt (§ 4 Abs. 2 BauGB). 



Die eingegangenen Stellungnahmen werden vollinhaltlich vorgetragen und einzeln abgewägt. 

 

Die Abwägungen zu den einzelnen Stellungnahmen wurde, von dem mit der Ausarbeitung des 

Bebauungsplanes beauftragten Planungsbüros Reiser, München, und Ecker, Schrobenhausen, 

ausgearbeitet und im Vorfeld der Gemeinderatssitzung mit der Verwaltung der Gemeinde 

Waidhofen abgestimmt. 

 

- Nicht geantwortet haben und somit einverstanden sind: 

 

Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Ingolstadt 

Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

Amt für ländliche Entwicklung 

Bayernwerk AG 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Paartalgruppe 

Deutsche Telekom AG 

Deutsche Post AG 

Energienetze Bayern GmbH 

Bayerischer Bauernverband  

Kreisbrandrat Herr Kreitmaier 

Stadt Schrobenhausen 

Gemeinde Gerolsbach 

 

- Einverständnis bzw. keine Anregungen haben geäußert: 

 

Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen, Fachbehörden: 

                     -    Kommunalaufsicht, Schreiben vom 14.12.2022 

Regierung von Oberbayern, Schreiben vom 09.12.2022 

Industrie- und Handelskammer, E-Mail vom 02.01.2023 

Markt Hohenwart, E.Mail vom 07.12.2022 

Gemeinde Aresing, E-Mail vom 12.01.2023 

Gemeinde Brunnen, E-Mail vom 07.12.2022 

Planungsverband Region Ingolstadt, Schreiben vom 12.12.2022 

 

- Anregungen haben vorgebracht: 

 

- Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen, Fachbehörden: 

 

Bauamt, Sammelschreiben vom 09.01.2022 

 

Die beiliegenden Schreiben der einzelnen Sachgebiete sind Bestandteil der Stellungnahme 

des Landratsamtes gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 

Grundsätzlich sind sie als Hilfestellung für die von der Gemeinde vorzunehmende 

Abwägung im Sinne von § 1 Abs. 7 BauGB anzusehen. 

 

Zu den einzelnen Stellungnahmen wird folgendes ergänzt: 

Mit den getroffenen Festsetzungen besteht grundsätzlich Einverständnis. 

 

Hinweis: 

Laut Mitteilung der Gemeinde soll der Bauwagen auf dem Grundstück FI.-Nr. 333/5 der 

Gemarkung Waidhofen der als Treffpunkt für Jugendliche dient, auf das Gelände des 

neuen Feuerwehrhauses verlagert werden. Ein entsprechender Standort ist jedoch derzeit 

in der Planung nicht vorgesehen. 



Sollte eine Verlagerung des Bauwagens auf das Feuerwehrgelände nun nicht mehr 

vorgesehen sein, ist der Bauwagen unverzüglich zu beseitigen. Wir bitten diesbezüglich 

um Mitteilung, wie von Seite der Gemeinde weiter verfahren wird. 

 

Abwägung der Stellungnahme: 

Der Hinweis, dass mit den getroffenen Festsetzungen Einverständnis besteht, wird begrüßt. 

Ein zusätzlicher Standort für den Bauwagen, der als Treffpunkt für Jugendliche dienen sollte, 

ist im Geltungsbereich des gegenständlichen Bebauungsplans nicht eingeplant. 

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. 

 

Abstimmung: Für: 15  Gegen: 0 

 

      Landkreisbetriebe, Schreiben vom 04.01.2023 

 

wir verweisen auf die Stellungnahme 2022-48 vom 30.08.2022. 

Die Abfallgefäße sind dementsprechend an der Gemeindeverbindungsstraße 

bereitzustellen. 

Wir bitten unabhängig davon, um die Festsetzung einer geeigneten Sammelstelle nach § 9 

Nr. 14 BauGB im Bebauungsplan. 

 

Abwägung der Stellungnahme: 

In der Bebauungsplansatzung und in der Planzeichnung wird noch redaktionell ergänzt: 

Im Bereich der westlichen Zufahrt Feuerwehr wird noch eine Fläche für die Abfallgefäße 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB festgesetzt. Folgender Text wird noch ergänzt: 

 „Die Abfallgefäße sind an der Gemeindeverbindungsstraße am Tag der Abholung 

bereitzustellen.“  

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. 

 

Abstimmung: Für: 15 Gegen: 0 

 

Ortsplanung, Schreiben vom 21.12.2022 

 

Der o. g. Bebauungsplan der Gemeinde Waidhofen in der Fassung vom 18.11.2022 liegt 

der Ortsplanung zur Stellungnahme vor. Mit Schreiben vom 21.07.2022 wurde im 

Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung eine Stellungnahme abgegeben und dem 

Vorhaben grundsätzlich zugestimmt. Die darin genannten Anregungen zur Dach- und 

Fassadengestaltung wurden bedauerlicher Weise nur zum Teil beachtet. Neben den in der 

Gemeinde und im Landkreis üblichen Dachfarben dürfen unnötiger Weise auch 

Weißbleche, verzinkte Bleche und Aluminiumbleche in natürlicher Farbgebung verwendet 

werden. 

 

Unter 5.3 der textlichen Festsetzungen sollen nun aufgeständerte Photovoltaik- und 

Solaranlagen allgemein ohne Einschränkung möglich sein. Hiervon wird dringend 

abgeraten. Aufgeständerte und unsachgemäß verlegte Anlagen wirken sehr unruhig und 

zerstören die Architektur und die Kubatur eines Gebäudes in negativer Weise und wirken 

in der Regel verunstaltend. Es wird daher nochmals angeregt, bei den geneigten Dächern 

nur dachparallele Anlagen zu zulassen und aufgeständerte Anlagen nur auf Flachdächern 

zu ermöglichen, wenn diese hinter der Attika des Gebäudes versteckt 



werden können. Am schönsten lassen sich Dachansichten mit Photovoltaikmodulen 

gestalten, wenn diese dachparallel und entweder vollflächig als Dachfläche konzipiert 

werden oder mit gleichmäßigen Abständen zu den Dachkanten auf der jeweiligen 

Dachfläche montiert werden. 

 

Abwägung der Stellungnahme: 

Die zulässigen Dachfarben wurden in Abstimmung mit dem planenden Hochbaubüro 

festgelegt. Dies gilt auch für die zulässigen aufgeständerten Photovoltaikanlagen, die 

insbesondere den Wunsch der Gemeinde nach optimaler Ausnutzung nachhaltiger Energien 

berücksichtigen. Soweit aber bekannt, werden voraussichtlich die passenderen dachparallel 

verlegten Module realisiert werden. 

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. 

 

Abstimmung: Für: 15 Gegen: 0 

 

Untere Naturschutzbehörde, Schreiben vom 21.12.2022 

 

Grundsätzlich besteht aus Sicht des Naturschutzes mit der Aufstellung des 

Bebauungsplanes Einverständnis, die aktuelle Planung wurde hinsichtlich der 

naturschutzfachlichen Belange, wie in unserer ersten Stellungnahme gefordert, 

überarbeitet. 

 

Mit den nun vorgelegten Planungen besteht weitgehend Einverständnis! Bei der CEF 

Maßnahme und der Externen Ausgleichsfläche auf Flurnummer 532/ 2 ist jedoch eine 

Änderung der Pflegemahd erforderlich: 

 

• Es ist die Gesamtfläche zweimal jährlich zu mähen und das Mahdgut abzufahren. 

• 1. Mahd vor dem 10. Mai 

• 2. Mahd nach dem 30. September. 

• Vor der 1. Mahd ist die Fläche jeweils auf Vogelbruten zu kontrollieren! 

 

Sofern diese Punkte eingearbeitet werden und durch ein Monitoring (regelmäßige 

Benachrichtigung der UNB) die Zielerreichung überwacht wird, bestehen keine weiteren 

Bedenken. 

 

Abwägung der Stellungnahme: 

Der Anregung wird nachgekommen: Die gewünschten Anpassungen stellen die 

artenschutzrechtlich gebotenen Ziele der CEF-Maßnahme sicher und werden daher 

redaktionell ergänzt.  

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. Die für die CEF-

Maßnahme festgesetzte Pflegemahd wird im Zuge einer redaktionellen Klarstellung 

angepasst. 

 

Abstimmung: Für: 14 Gegen: 1 

 

 

 

 



Untere Immissionsschutzbehörde, Schreiben vom 02.01.2023 

 

Im Rahmen der Aufstellung des BP „Sondergebiet Feuerwehrhaus und Fläche für den 

Gemeinbedarf“ erfolgt bereits die 4. Änd. des FNP der Gemeinde Waidhofen. Mit den 

Schreiben vom 10.08.2020, 26.10.2020 und 21.07.2022 sowie 02.01.2023 wurde 

diesbezüglich bereits aus Sicht des Immissionsschutzes Stellung genommen. Ein 

Schalltechnisches Gutachten mit der Auftragsnummer 8121.1/2022–JB vom 02.11.2022 

des Ingenieurbüro Kottermair liegt der unteren Immissionsschutzbehörde vor. Dieses 

wurde aufgrund der Einwendungen der Unteren Immissionsschutzbehörde durch die 

Überarbeitung vom 23.01.2023, Auftragsnummer 8228.1 / 2023 – JB neu gefasst. 

 

Diese Stellungnahme ersetzt die Stellungnahme vom 02.01.2023 zum BP 

„Sondergebiet Feuerwehrhaus und Fläche für den Gemeinbedarf“ in der Form vom 

18.11.2022. 

 

Anmerkungen BP: 
Die bisherigen immissionsschutzfachlichen Belange werden in der Begründung zum 

Bebauungsplan im Punkt 4, in den textlichen Festsetzungen unter dem Punkt 14 und in der 

Satzung unter C. Für die Hinweise durch Planzeichen unter Nr. 11 aufgeführt. 

Im Bebauungsplan befindet sich der Obdachlosencontainer an einer anderen Stelle als im 

schalltechnischen Gutachten. Dies sollte im BP unbedingt angepasst werden, da sonst 

auch der Verweis auf das Gutachten hier nicht zulässig ist (vgl. Begriffsbestimmung „Nr. 

11. Immissionsort, hier IO11, lt. schalltechnischer Untersuchung Nr. 8121.1/2022-JB 

v.2.11.22“). Sollte der Obdachlosencontainer an der Stelle wie im BP situiert werden, ist 

im Gegenzug die schalltechnische Untersuchung anzupassen. 

Die Bezeichnung „Immissionsschutz Container: siehe textliche Festsetzungen, Ziff. D. 

Punkt 14. (Grundrissorientierung)“ in der Bebauungsplanzeichnung ist irreführend und 

sollte zu Obdachlosen Container umbenannt werden. 

In der Begründung sollte für die Notsituationen sowie für die Auslegung nach DIN4109 

ein eigener Absatz formuliert werden. Diese sind bisher unter „4.2 Landwirtschaftliche 

Emissionen“ zu finden, haben hiermit allerdings nichts zu tun. 

 

Anmerkungen schalltechnische Untersuchung: 

Grundsätzlich sollten alle Tabellen mit den Teilbeurteilungspegeln aller Immissionsorte, 

aber mindestens – wie mit dem Gutachter besprochen – der Immissionsort IO11 des 

Obdachlosencontainers aufgeführt werden. 

Sollte der Standort des Obdachlosencontainers aus dem BP weiterhin geplant sein, ist die 

schalltechnische Untersuchung anzupassen. 

Für das Feuerwehrhaus ist die Lärmbeurteilung nach TA Lärm einschlägig. Für den 

Obdachlosen-Container wurde ebenfalls der Straßenverkehrslärm berücksichtigt. Der 

Verkehrslärm befindet sich unterhalb der Orientierungswerte der DIN18005 und hält 

deshalb auch die Grenzwerte der 16. BImSchV ein. Problematisch ist hier die 

Lärmbelastung durch das Feuerwehrhaus. Die anderen Immissionsorte sind von der 

Lärmsituation durch das Feuerwehrhaus nicht betroffen. Auf Seite 3 wird für IO 1 bis IO 

10 eine Überschreitung von höchstens 8,1 dB(A) nachts angegeben. Es handelt sich 

hierbei vermutlich um eine Unterschreitung. Dies sollte unbedingt angepasst werden. 

Möglicherweise kann im Gutachten herausgearbeitet werden, ob organisatorische 

Maßnahmen am Feuerwehrhaus bzw. am Parkplatz (z.B. keine nächtliche Nutzung der 

südlichen Parkplätze, etc.) oder bauliche Maßnahmen am Container zur Einhaltung der 

Immissionsrichtwerte führen würden. Ebenso sollte dargestellt werden, wie oft im Jahr die 

lautesten Übungen (worst-case Szenario im Gutachten) stattfinden und wie laut im 



Gegensatz dazu die sonstigen Übungen sind. Nur so kann abgeschätzt werden ob diese 

möglicherweise als seltene Ereignisse deklariert werden können. 

Sollte dies nicht der Fall sein und auch keine organisatorischen Maßnahmen zur 

Reduktion der Lärmemissionen durchsetzbar sein, ist der Obdachlosencontainer an dieser 

Stelle aus immissionsschutzfachlicher Sicht kritisch zu sehen. 

 

Abwägung der Stellungnahme: 

 

Zu Anmerkungen BPl: 

Aufgrund der Einwendungen der Unteren Immissionsschutzbehörde wurde die schall-

technische Untersuchung durch das Ingenieurbüro Kottermair GmbH, vom 23.01.2023, 

Auftragsnummer 8228.1 / 2023 – JB zwischenzeitlich überarbeitet. Dabei wurde die 

veränderte Lage der Stellplatzflächen ebenso berücksichtigt wie auch die geänderte 

Aufstellung des Obdachlosen Container am südlichen Ende der östlichen Stellplatzfläche (IO 

11). 

Die Bezeichnung „Immissionsschutz Container: siehe textliche Festsetzungen, Ziff. D. Punkt 

14. (Grundrissorientierung)“ in der Bebauungsplanzeichnung wird in „Obdachlosen 

Container“ umbenannt. 

In der Begründung wird für die Notsituationen sowie für die Auslegung nach DIN 4109 ein 

eigener Absatz formuliert, der bisher unter „4.2 Landwirtschaftliche Emissionen“ zu finden 

war. 

 

Anmerkungen schalltechnische Untersuchung: 

Die schalltechnische Untersuchung, Ingenieurbüro Kottermair GmbH, vom 23.01.2023, 

Auftragsnummer 8228.1 / 2023 – JB ersetzt das bisherige Gutachten. Dies wird im 

Bebauungsplan, der Begründung und den textlichen Festsetzungen redaktionell noch 

berücksichtigt.  

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. 

 

Abstimmung: Für: 15 Gegen: 0 

 

Tiefbauverwaltung, Schreiben vom 07.12.2022 

 

Die Schenkellängen der Sichtflächen sind nun eingezeichnet bzw. in der 

Planzeichenerklärung unter Punkt 19. dargestellt. 

 

Allerdings ist die Einzeichnung wiederum nicht korrekt. 

Bei geschwungenem Fahrbahnverlauf der bevorrechtigten Straße müssen nicht nur 

Fahrzeuge, die sich an der Spitze des Sichtdreiecks befinden, erkennbar sein, sondern 

naturgemäß alle Fahrzeuge, die sich zwischen der Spitze (größere Schenkellänge) und der 

Zufahrt auf dem Fahrbahnverlauf befinden. 

Daher ist die Darstellung eines reinen Dreiecks im vorliegenden Falle eines kurvigen 

Fahrbahnverlaufes nicht zielführend; vielmehr ist die Fahrlinie der bevorrechtigten 

Fahrzeige die begrenzende Kante. 

Die Sichtflächen sind demnach so darzustellen. Zur Klarstellung haben wir dies beiliegend 

skizziert. Für weitere Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

Entsprechend ist auch der Geltungsbereich des BP entsprechend anzupassen. 

Ansonsten bestehen aus Sicht des Landratsamtes Neuburg-Schrobenhausen - Hoch- und 

Tiefbau bei plangemäßer Ausführung unter Beachtung der Inhalte dieser Stellungnahme 

keine Bedenken oder Einwendungen. 



 

Abwägung der Stellungnahme: 

Der Hinweis zur Darstellung der Sichtdreiecke wird begrüßt und redaktionell noch in der 

Planzeichnung aufgenommen. Der Geltungsbereich wird wegen der vergrößerten 

Sichtdreiecksfläche in der Straßenkurve noch geringfügig angepasst. Er berührt ausschließlich 

öffentliche Flächen.  

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. 

 

Abstimmung: Für: 15 Gegen: 0 

 

- Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt, E-Mail vom 07.12.2022 

 

zu o.g. Bebauungsplan haben wir mit Schreiben vom 06.07.2022, Az. 2-4622-ND-

11972/2022 aus wasserwirtschaftlicher Sicht Stellung genommen. 

Die Stellungnahme behält weiterhin Gültigkeit. 

Weitere Anregungen sind auf Grundlage der nun vorgelegten Unterlagen nicht veranlasst. 

 

Abwägung der Stellungnahme: 

Der Hinweis, dass mit den getroffenen Festsetzungen Einverständnis besteht, wird begrüßt. 

Ein zusätzlicher Standort für den Bauwagen, der als Treffpunkt für Jugendliche dienen sollte, 

ist im Geltungsbereich des gegenständlichen Bebauungsplans nicht geplant. 

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. 

 

Abstimmung: Für: 15 Gegen: 0 

 

- Staatliches Bauamt Ingolstadt, E-Mail vom 14.12.2022 

 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes besteht grundsätzlich Einverständnis, wenn die 

Auflagen unserer Stellungnahme vom 27.07.2022 berücksichtigt werden. 

  

Abwägung der Stellungnahme: 

Die Anregungen des WWA Ingolstadt vom 27.07.2022 wurden in der GR-Sitzung vom 

08.09.2022 beschlussmäßig behandelt und die Abwägung im ausgelegten 

Bebauungsplanentwurf berücksichtigt. Auf die dortigen Beschlüsse und den ausgelegten 

Bebauungsplanentwurf vom 18.11.2022 wird verwiesen. 

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. 

 

Abstimmung: Für: 15 Gegen: 0 

 

- Staatliches Gesundheitsamt, Schreiben vom 19.12.2022 

 

Das Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen – Gesundheitsamt – nimmt wie folgt Stellung: 

Von der Öffentlichen Auslegung haben wir Kenntnis genommen und verweisen weiterhin 

auf unser Schreiben vom 04.07.2022. 

 

 



Abwägung der Stellungnahme: 

Im Schreiben vom 04.07.2022 wurde dem gegenständlichen Bebauungsplanentwurf 

zugestimmt. 

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. 

 

Abstimmung: Für: 15 Gegen: 0 

 

 

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, E-Mail vom 15.12.2022 

 

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 6.7.2022 die wir weiterhin aufrechterhalten 

zu den im Betreff genannten Planungen haben wir keine grundsätzlichen Bedenken. 

 

Wir geben jedoch den Flächenverbrauch von ca. 0,95 ha LF zu bedenken und zusätzliche 

Flächeninanspruchnahme durch 0,5 ha CEF-Maßnahmen auf der Flurnr. 532/2 Wangen.  

Obwohl keine Nachweise von seltenen Vogelarten durch das SaP-Gutachten erbracht 

wurden, sind 0,5 ha CEF-Maßnahmen allein durch die Beeinträchtigung von Sichtkulissen 

und Störungen durch die Bebauung und dem Übungsbetrieb für evtl. Vogelarten gefordert. 

 

Es wird auf die landwirtschaftlichen Emissionen (Lärm-, Geruchs- und 

Staubeinwirkungen) hingewiesen, die bei einer ortsüblichen Bewirtschaftung 

angrenzender und naher landwirtschaftlich genutzter Flächen entstehen.  Hierzu gehören 

insbesondere Lärmbelästigungen durch Verkehrslärm aus dem landwirtschaftlichen 

Fahrverkehr auch von 6:00 Uhr morgens (z.B. Futterholen) und nach 22:00 Uhr (z.B. 

Erntearbeiten). Gleiches gilt für die ortsübliche Gülleausbringung und die daraus 

resultierenden Geruchsemissionen.  

 

Die Zufahrten zu den landwirtschaftlichen Grundstücken müssen auch weiterhin 

uneingeschränkt möglich sein. 

 

Der anfallende Mutterboden muss gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand erhalten 

und vor Vernichtung oder Vergeudung geschützt werden. 

 

Abwägung der Stellungnahme: 

Die Forderungen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung beruhen auf einer sog. 

worstcase-Betrachtung. Dieses Verfahren, bei dem der schlimmste Fall einer möglichen 

Beeinträchtigung zur Bewertung herangezogen wird, wird regelmäßig dann angewendet, 

wenn aus terminlichen oder anderen Gründen eine ausführliche Kartierung des 

Brutgeschehens nicht möglich ist. Diese Herangehensweise ermöglicht es auch in diesem 

ungünstigen Fall, zeitnah Verbotstatbestände im Sinne des Artenschutzrechts sicher 

auszuschließen. Es wird darauf hingewiesen, dass im Sinne des Flächensparens, der 

artenschutzrechtlich gebotene und der naturschutzrechtlich bedingte Ausgleich 

zusammengelegt auf ein und derselben Fläche nachgewiesen wird. Dabei wird eine bereits 

heute eher extensiv genutzte Feucht-/ Nasswiese überplant, deren landwirtschaftliche 

Bedeutung entsprechend deutlich eingeschränkt ist. 

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. 

 

Abstimmung: Für: 15 Gegen: 0 



 

- Handwerkskammer für München und Oberbayern, Schreiben vom 11.01.2023 

 

Die Handwerkskammer für München und Oberbayern bedankt sich für die 

nochmalige Möglichkeit zur Stellungnahme zu o.a. Beteiligungsverfahren der 

Gemeinde Waidhofen und nimmt die Ergebnisse der Gemeinderatssitzung vom 

8. September 2022 und die daraus ersichtlichen Anpassungen und Ergänzungen des durch 

Hervorhebungen dankenswerterweise sehr übersichtlich angepassten Planentwurfs in der 

Fassung vom 18. November 2022 zur Kenntnis. 

Der Stellungnahme von August 2022 ist von unserer Seite nichts hinzuzufügen, 

diese wird prinzipiell von unserer Seite aufrechterhalten. 

 

Abwägung der Stellungnahme: 

Die Anregungen der Handwerkskammer für München und Oberbayern vom 02.08.2022 

wurden in der GR-Sitzung vom 08.09.2022 beschlussmäßig behandelt und die Abwägung 

berücksichtigt. Auf die dortigen Beschlüsse und den ausgelegten Bebauungsplanentwurf vom 

18.11.2022 wird verwiesen. 

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. 

 

Abstimmung: Für: 15 Gegen: 0 

 

Änderungen von Amts wegen: 

Nach der aktuellen Baueingabeplanung des IB Bestler, Augsburg, sind Dachneigungen von 0 

- 23 ° geplant. 

 

Abwägung der Stellungnahme: 

Die erhöhte Dachneigung von 0 – 23° statt bisher von 0 – 12° ist städtebaulich vertretbar, 

insbesondere wegen der günstigeren Neigung hinsichtlich PV-Anlagen. Nachdem das neue 

Feuerwehrhaus abseits von 

Nachbarbebauungen gesondert im Außenbereich steht, ist die geringe Änderung sachgerecht. 

In der Planzeichnung und in den Festsetzungen wird statt 12° noch 23° redaktionell berichtigt. 

 

Beschluss: 

Mit der vorstehenden Abwägung der Stellungnahme besteht Einverständnis. 

           Abstimmung: Für: 15 Gegen: 0 

 

 

II.    Ergebnis der Beteiligung der Öffentlichkeit 

 

Während der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes sind seitens der Öffentlichkeit 

keine Stellungnahmen/Einwände eingegangen oder vorgebracht worden. 

 

zur Kenntnis genommen 

 

B)   Beschlussfassung des Bebauungsplanes SO „Feuerwehrhaus und Fläche für  

       Gemeinbedarf“ als Satzung 

 

Der Gemeinderat stellt fest, dass alle bisher im Rahmen des Aufstellungsverfahrens des  

Bebauungsplanes „Feuerwehrhaus und Fläche für Gemeinbedarf“ eingegangenen 

Stellungnahmen und Anregungen ordnungsgemäß abgewägt wurden.  



Planzeichnung und Satzungstext sind dem Gemeinderat bekannt.  

Bei den vorstehend beschlossenen Ergänzungen handelt es sich lediglich um redaktionelle,  

klarstellende Ergänzungen des Bebauungsplanes, durch die keine Grundzüge der Planung  

betroffen sind.  

Eine erneute öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes wird somit nicht erforderlich. 

 

Beschluss:  
Die Gemeinde Waidhofen erlässt aufgrund des § 2 Abs. 1 und der §§ 9 und 10 Abs. 1  

Baugesetzbuch (BauGB), des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO),  

des Art. 81 der Bayer. Bauordnung (BayBO), der Verordnung über die bauliche Nutzung der  

Grundstücke (BauNVO) und der Planzeichenverordnung (PlanzV) den Bebauungsplan  

„Feuerwehrhaus und Fläche für Gemeinbedarf“ in der Fassung vom 18.11.2022, redaktionell 

ergänzt am 31.01.2023, als Satzung und hierzu die Begründung. 

 

Abstimmung:  Für: 15  Gegen: 0   

 

 

 

 
 

 

Für die Richtigkeit und Vollständigkeit des Auszuges: 

 

Schrobenhausen, den 8. Februar 2023 

 

Verwaltungsgemeinschaft Schrobenhausen 

 

 

Fottner 

 


